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Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte trÃ¤gt die notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤ger begehren Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r die Kosten der Unterkunft und
Heizung fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Dezember 2013 bis zum 31. Mai 2014.

Der 1974 geborene KlÃ¤ger zu 1. und die 1981 geborene KlÃ¤gerin zu 2., seine
Ehefrau, sind rumÃ¤nische StaatsangehÃ¶rige. Sie leben seit mindestens 2010 in
Hamburg und waren im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum erwerbsfÃ¤hig. Der
KlÃ¤ger zu 1. war seit dem 21. Oktober 2013 bei der Firma GmbH auf Abruf
beschÃ¤ftigt. Im November 2013 erhielt er aus dieser TÃ¤tigkeit ein Entgelt in
HÃ¶he von 657,50 Euro brutto bzw. 523,37 Euro netto. Die KlÃ¤gerin zu 2. war seit
Juni 2013 im Hotel in Hamburg geringfÃ¼gig beschÃ¤ftigt mit einem monatlichen
Einkommen in HÃ¶he von 400,- Euro brutto bzw. 384,40 Euro netto.

Am 12. Dezember 2013 beantragte der KlÃ¤ger zu 1. beim Beklagten Leistungen
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zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II fÃ¼r sich und die KlÃ¤gerin zu
2., da die EinkÃ¼nfte aus dem Arbeitseinkommen nicht ausreichend seien. Zur
Unterkunft gab er an, sie wohnten zur Untermiete bei seinem Bruder, Herrn M., und
dessen Familie (Ehefrau und Sohn) in der B â�¦ Die Wohnung bestehe aus vier
Zimmern und sei 95qm groÃ�. Die vom Hauptmieter zu zahlende Grundmiete
betrage monatlich 750,- Euro, die Nebenkosten 50,- Euro und die Heizkosten
ebenfalls 50,- Euro. Er legte eine MeldebestÃ¤tigung des Bezirksamts Hamburg-
Mitte vor, die den Einzug des KlÃ¤gers zu 1. in die Wohnung am 1. Januar 2013 und
den Einzug der KlÃ¤gerin zu 2. am 1. Dezember 2013 bescheinigte. Ferner reichte
er den zwischen seinem Bruder und dessen Vermieter geschlossenen
Hauptmietvertrag sowie den zwischen ihm und seinem Bruder geschlossenen
Untermietvertrag ein. In dem zum 1. Januar 2013 abgeschlossenen
Hauptmietvertrag heiÃ�t es "Zugelassen ist die Wohnung fÃ¼r 3 Personen". Â§ 23
Abs. 1 des Hauptmietvertrages bestimmt "Der Mieter ist ohne Erlaubnis des
Vermieters weder zu einer Untervermietung der gesamten MietrÃ¤ume noch zu
einer sonstigen dauernden GebrauchsÃ¼berlassung an Dritte berechtigt." Nach
dem Untermietvertrag begann das UntermietverhÃ¤ltnis am 1. Februar 2013. Der
KlÃ¤ger zu 1. sollte seinem Bruder eine monatliche Miete in HÃ¶he von 375,- Euro
inklusive Heizkosten sowie 35,- Euro fÃ¼r Wasserkosten zahlen. In Â§ 1 des
Untermietvertrags heiÃ�t es: "Der Hauptmieter ist berechtigt, das obige Objekt
unterzuvermieten."

In einem Aktenvermerk des Beklagten vom 27. Januar 2014 heiÃ�t es, der KlÃ¤ger
zu 1. kÃ¶nne keine EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung des Vermieters zur Untervermietung
vorlegen. Eine telefonische RÃ¼ckfrage beim Vermieter habe ergeben, dass die
Untervermietung von diesem auch nicht geduldet werde.

Mit Bescheid vom 18. Februar 2014 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern
aufstockende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II,
wobei er als Bedarf lediglich die Regelbedarfe berÃ¼cksichtigte, nicht aber
Unterkunftskosten. Der KlÃ¤ger zu 1. bat mit Schreiben vom 27. Februar 2014 um
BerÃ¼cksichtigung der Unterkunftskosten. Er habe gemeinsam mit seinem Bruder
mit dem Vermieter gesprochen, dieser habe keine EinwÃ¤nde gegen die
Untervermietung gehabt. Der Beklagte mÃ¶ge beim Vermieter nachfragen.
Ausweislich eines Aktenvermerk vom 4. MÃ¤rz 2014 rief der Beklagte den Vermieter
erneut an. Dieser habe mitgeteilt, dass er einer Untervermietung auf keinen Fall
zustimme und die Wohnung mit der Auflage vermietet habe, dass dort nur drei
Personen einzÃ¶gen. Noch am 4. MÃ¤rz 2014 schrieb der Beklagte den KlÃ¤ger zu
1. an und teilte ihm mit, mangels Zustimmung des Vermieters zur Untervermietung
sei eine Ã�bernahme von Unterkunftskosten nicht mÃ¶glich.

Im MÃ¤rz 2014 teilte der KlÃ¤ger zu 1. dem Beklagten mit, dass sein
ArbeitsverhÃ¤ltnis zum 16. Januar 2014 gekÃ¼ndigt worden sei.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 13. MÃ¤rz 2014 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern
fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Dezember 2013 bis zum 31. Mai 2014 aufstockende
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter BerÃ¼cksichtigung der
geÃ¤nderten EinkommensverhÃ¤ltnisse, wiederum ohne dabei Kosten der
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Unterkunft als Bedarf anzuerkennen.

Mit Schreiben vom 25. MÃ¤rz 2014 erhoben die KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom
13. MÃ¤rz 2014 wegen der fehlenden BerÃ¼cksichtigung der Kosten der Unterkunft
Widerspruch. Sie trugen vor, der Vermieter habe keine EinwÃ¤nde gegen ihren
Einzug gehabt. Sie mÃ¼ssten Miete zahlen und hÃ¤tten deswegen bereits Schulden
gemacht.

Am 28. MÃ¤rz 2014 beantragten die KlÃ¤ger Eilrechtsschutz beim Sozialgericht
Hamburg (S 4 AS 1141/14 ER). Sie reichten u.a. eine BestÃ¤tigung des Herrn R. ein,
wonach dieser dem KlÃ¤ger zu 1. am 22. Dezember 2013 insgesamt 1.200,- Euro
geliehen habe.

Auf erneute Nachfrage des Beklagten erklÃ¤rte der Vermieter mit Schreiben vom
31. MÃ¤rz 2014, dass die Wohnung laut Mietvertrag fÃ¼r drei Personen ausgelegt
sei. Er habe nicht zugestimmt, dass mehr Personen in der Wohnung wohnen
dÃ¼rften. Auch eine Zustimmung zur Untervermietung sei nicht erteilt worden. Der
Bruder des KlÃ¤gers zu 1. habe die Mieten nicht in voller HÃ¶he gezahlt, sodass
bereits Schulden in HÃ¶he von 1.490,- Euro aufgelaufen und angemahnt worden
seien.

Das Sozialgericht Hamburg lehnte den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz mit
Beschluss vom 9. April 2014 ab. Es sei kein Anordnungsanspruch glaubhaft
gemacht worden. Zwischen dem KlÃ¤ger zu 1. und seinem Bruder liege kein
zivilrechtlich wirksamer Mietvertrag vor, weshalb die KlÃ¤ger keine Miete
schuldeten. Dagegen erhoben die KlÃ¤ger Beschwerde zum Landessozialgericht. Sie
trugen u.a. vor, der Untermietvertrag sei durchaus zivilrechtlich wirksam und zwar
unabhÃ¤ngig von der Zustimmung des Vermieters. Eine fehlende Zustimmung des
Vermieters zur Untervermietung sei lediglich im VerhÃ¤ltnis zum Hauptmieter von
Bedeutung, Ã¤ndere aber nichts an der Wirksamkeit des Vertrags zwischen Haupt-
und Untermieter. AuÃ�erdem habe der Vermieter den Einzug der KlÃ¤ger in die
Wohnung bestÃ¤tigt und diesem damit auch zugestimmt. Das ergebe sich schon
daraus, dass den KlÃ¤gern MeldebestÃ¤tigungen erteilt worden seien. Ohne eine
EinzugsbestÃ¤tigung des Vermieters kÃ¶nne man sich in Hamburg nicht amtlich
melden.

Der Beklagte fÃ¼hrte im Juni 2014 einen Hausbesuch in der Wohnung B. durch. Er
berichtete, dabei sei festgestellt worden, dass an Briefkasten und Klingel neben
dem Namen des KlÃ¤gers zu 1. der Name "Mustafa" gestanden habe. Der KlÃ¤ger
zu 1. habe dem Betreuungsdienst die RÃ¤ume gezeigt und erklÃ¤rt, er und die
KlÃ¤gerin zu 2. wÃ¼rden zwei RÃ¤ume bewohnen, zwei weitere RÃ¤ume die
Familie seines Bruders. Bad, KÃ¼che und Flur wÃ¼rden gemeinsam genutzt. Die
beiden Zimmer, die nach Angaben des KlÃ¤gers zu 1. von ihm und der KlÃ¤gerin zu
2. bewohnt wÃ¼rden, seien sehr spÃ¤rlich mÃ¶bliert gewesen. Die KlÃ¤ger sowie
deren Sohn, der seit dem 30. Mai 2014 zu Besuch sei, nÃ¤chtigten auf Matratzen,
daneben habe es an MÃ¶beln nur eine Couch und eine Kommode gegeben. Die
Bekleidung werde in PlastiktÃ¼ten aufbewahrt. Auch die vom Bruder des KlÃ¤gers
zu 1. und dessen Familie (Ehefrau und Sohn) bewohnten Zimmer seien sparsam
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mÃ¶bliert gewesen. In der KÃ¼che sei alles vorhanden gewesen, eine Trennung
von Lebensmitteln sei nicht erkennbar gewesen. Im Bad hÃ¤tten sich jede Menge
Pflegeprodukte und Hygieneartikel befunden. Eine Zuordnung zu den einzelnen
Bewohnern habe sich nicht feststellen lassen. Der KlÃ¤ger zu 1. widersprach diesem
Bericht mit Schreiben vom 1. Juli 2014 teilweise und schilderte insbesondere die
MÃ¶blierung deutlich anders.

Der KlÃ¤ger zu 1. trug weiter vor, er habe unter Inanspruchnahme der gewÃ¤hrten
Leistungen nach dem SGB II und des geringfÃ¼gigen Einkommens der KlÃ¤gerin zu
2. sowie verschiedentlich mÃ¶glich gewesener Privatdarlehen versucht, die
laufenden Unterkunftskosten zu finanzieren. Die Schulden beim Hauptmieter seien
insbesondere dadurch entstanden, dass eine hohe Nachforderung des
Stromversorgers (1.977,15 Euro laut Rechnung vom 17. April 2014) den Bruder des
KlÃ¤gers zu 1. und die KlÃ¤ger selbst in Zahlungsschwierigkeiten gebracht habe. Er
reichte Quittungen Ã¼ber die Zahlung von jeweils 410,- Euro Miete in den Monaten
Januar bis Juli 2014 ein.

Mit Widerspruchsbescheid vom 22. Juli 2014 wies der Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 13. MÃ¤rz 2014 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte er aus, dass ohne das EinverstÃ¤ndnis des Hauptvermieters nicht von
einem wirksam geschlossenen Untermietvertrag ausgegangen werden kÃ¶nne, da
das EinverstÃ¤ndnis des Hauptvermieters Bestandteil des Untermietvertrags sei.

Am 12. August 2014 haben die KlÃ¤ger Klage erhoben. Sie haben vorgetragen, der
Vermieter habe dem Hauptmieter auf Anfrage die Erlaubnis zur Untervermietung
erteilt, und wÃ¼rde dieses nun nachtrÃ¤glich anders darstellen, weil der
Hauptmieter seiner Verpflichtung zur Mietzahlung nicht nachgekommen sei, was
daran liege, dass die KlÃ¤ger ihrerseits ihrer Mietzahlungsverpflichtung angesichts
der fehlenden Bewilligung nicht vollstÃ¤ndig hÃ¤tten nachkommen kÃ¶nnen. Es sei
auch darauf hinzuweisen, dass der Vermieter keinerlei Anstalten unternommen
habe, gegen die angeblich nicht gewollte Untervermietung vorzugehen. Im Ã�brigen
sei der zwischen Haupt- und Untermieter geschlossene Untermietvertrag durchaus
zivilrechtlich wirksam, ohne dass es hierfÃ¼r auf die Zustimmung des Vermieters
ankomme.

Mit Beschluss vom 27. August 2014 hat das Landessozialgericht die Beschwerde der
KlÃ¤ger gegen den Beschluss des Sozialgerichts vom 9. April 2014
zurÃ¼ckgewiesen. Ob ein Anordnungsanspruch gegeben sei, kÃ¶nne dahingestellt
bleiben. Denn jedenfalls fehle es an einem Anordnungsgrund im Sinne einer
besonderen EilbedÃ¼rftigkeit. Es drohe keine Wohnungslosigkeit, die KlÃ¤ger
hÃ¤tten nicht einmal dargelegt, dass im VerhÃ¤ltnis zum Hauptmieter
MietrÃ¼ckstÃ¤nde entstanden seien. Vielmehr sei es ihnen gelungen, ihrer
vermeintlichen Mietzinsverpflichtung nachzukommen. Es sei daher zumutbar, sie
wegen der endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung ihrer AnsprÃ¼che auf das Hauptsacheverfahren
zu verweisen.

Das Sozialgericht hat der Klage mit Gerichtsbescheid vom 4. Oktober 2017
stattgegeben und den Beklagten verurteilt, den KlÃ¤gern fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
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Dezember 2013 bis zum 31. Mai 2014 Leistungen unter Zugrundelegung der
tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten in HÃ¶he von monatlich 410,- Euro zu
gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, Streitgegenstand
sei allein die HÃ¶he der Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Die Klage sei
begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten tatsÃ¤chlich einen Bedarf an Unterkunftskosten
in der geltend gemachten HÃ¶he, da sie einer wirksamen zivilrechtlichen
Verpflichtung gegenÃ¼ber dem Bruder des KlÃ¤gers zu 1. ausgesetzt seien. Es
kÃ¶nne offenbleiben, ob der Vermieter zunÃ¤chst sein EinverstÃ¤ndnis mit der
Untervermietung erklÃ¤rt habe oder nicht. Denn selbst wenn die Erlaubnis des
Vermieters fehle, Ã¤ndere dies nichts an der Wirksamkeit des Untermietvertrags.

Der Gerichtsbescheid ist dem Beklagten am 12. Oktober 2017 zugestellt worden.
Am 8. November 2017 hat der Beklagte Berufung eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er vor, er kÃ¶nne die im Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts vertretene Rechtsauffassung nicht teilen. Zudem mÃ¼sse das
Ergebnis des Eilverfahrens berÃ¼cksichtigt werden. Das Landessozialgericht habe
in seinem Beschluss vom 27. August 2014 ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤ger hÃ¤tten weder
vorgetragen noch glaubhaft gemacht, dass im VerhÃ¤ltnis zum Hauptmieter
MietrÃ¼ckstÃ¤nde entstanden seien, die auch nur angemahnt worden seien.
Vielmehr sei es ihnen offenbar gelungen, der vermeintlichen Mietzinsverpflichtung
nachzukommen. An einem substantiierten Vortrag dazu, wie den KlÃ¤gern dies
gelungen sei, fehle es, insbesondere bezÃ¼glich HÃ¶he der UnterstÃ¼tzungen
durch Dritte, den Darlehensgebern und den RÃ¼ckzahlungsmodalitÃ¤ten.

Der Beklagte beantragt, den Gerichtsbescheid vom 4. Oktober 2017 aufzuheben
und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤ger beantragen, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweisen auf die AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Urteil und tragen
ergÃ¤nzend vor, im Eilverfahren habe das Landessozialgericht explizit nicht
darÃ¼ber entschieden, ob sie einen Anspruch auf Leistungen fÃ¼r
Unterkunftskosten haben. Dass sie in der Lage gewesen seien, durch eine
umfangreiche Privatverschuldung die Mietforderung zu begleichen, fÃ¼hre nicht
zum Anspruchsverlust, sondern nur zum Fortfall der EilbedÃ¼rftigkeit, sodass die
KlÃ¤rung der Frage nach einem Leistungsanspruch eben im Hauptsacheverfahren
erfolgen mÃ¼sse. Der KlÃ¤ger zu 1. habe Schulden zum einen bei seinem Bruder
gehabt, daneben auch bei Herrn R â�¦ Die Schulden seien inzwischen
zurÃ¼ckgezahlt worden, was durch das zwischenzeitliche Arbeitseinkommen
mÃ¶glich gewesen sei.

Mit Beschluss vom 28. Januar 2020 hat der Senat die Berufung nach Â§ 153 Abs. 5
Sozialgerichtsgesetz (SGG) der Berichterstatterin zur Entscheidung mit den
ehrenamtlichen Richtern Ã¼bertragen. Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung
hat der Senat den KlÃ¤ger zu 1. informatorisch befragt und dessen Bruder, Herrn
M., als Zeugen vernommen. Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der
Beteiligten und des Sachverhalts wird auf das Verhandlungsprotokoll und den
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Ã¼brigen Inhalt der Prozessakte sowie der Verwaltungsakten des Beklagten
verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Nach Â§ 153 Abs. 5 SGG kann der Senat durch die Berichterstatterin und die
ehrenamtlichen Richter entscheiden.

Die Berufung ist statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Die
Berufung ist aber nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat der Klage zu Recht
stattgegeben.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 13. MÃ¤rz 2014, mit dem der
Beklagte den KlÃ¤gern Leistungen fÃ¼r den Regelbedarf, nicht aber fÃ¼r
Unterkunft und Heizung bewilligt hat. Auch wenn der Bescheid als
Ã�nderungsbescheid Ã¼berschrieben ist, enthÃ¤lt er doch nicht lediglich eine
Ã�nderung gegenÃ¼ber dem vorangegangenen Bewilligungsbescheid vom 18.
Februar 2014, sondern trifft eine vollumfÃ¤ngliche Regelung des
Leistungsanspruchs fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum. In der Sache ist
der Streitgegenstand durch den ausschlieÃ�lich darauf bezogenen Klagantrag
wirksam auf die HÃ¶he der Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung beschrÃ¤nkt
(zur ZulÃ¤ssigkeit der Abtrennung dieser Leistungen vgl. BSG, Urteil vom 4.6.2014
â�� B 14 AS 42/13 R und Urteil vom 7.11.2006 â�� B 7b AS 8/06 R).

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage statthaft. Sie ist auch
begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤ger haben fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum einen
Anspruch auf Bewilligung von Leistungen unter BerÃ¼cksichtigung von Bedarfen
fÃ¼r Unterkunftskosten.

Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II in der ab 1. Januar 2011 geltenden Fassung werden
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
anerkannt, soweit diese angemessen sind. Nach dem Gesetzeswortlaut sind nur
"tatsÃ¤chliche Aufwendungen" zu berÃ¼cksichtigen. Es kommt also entscheidend
darauf an, ob den KlÃ¤gern im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum tatsÃ¤chlich
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung entstanden sind (vgl. zur Auslegung des
Wortlauts BSG, Urteil vom 3.3.2009 â�� B 4 AS 37/08 R). TatsÃ¤chliche
Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft hat der HilfebedÃ¼rftige zunÃ¤chst dann, wenn
er tatsÃ¤chlich Mietzahlungen erbringt. TatsÃ¤chliche Aufwendungen sind aber
nicht nur im Fall tatsÃ¤chlicher erbrachter Mietzahlungen anzuerkennen. Nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts reicht es aus, dass der HilfebedÃ¼rftige
im jeweiligen Leistungszeitraum einer wirksamen und nicht dauerhaft gestundeten
Mietzinsforderung ausgesetzt ist (vgl. BSG, Urteil vom 3.3.2009 â�� B 4 AS 37/08 R
). GrundsÃ¤tzlich ohne Bedeutung ist die Person des Vermieters. Auch unter engen
Verwandten kÃ¶nnen rechtlich wirksam MietvertrÃ¤ge geschlossen und damit
vertragliche Verpflichtungen, wie beispielsweise die Mietzahlungspflicht,
begrÃ¼ndet werden. Voraussetzung fÃ¼r die Annahme einer wirksamen
Mietzinsforderung zwischen Verwandten ist auch nicht, dass ein Mietvertrag
vorliegt, der einem sog. Fremdvergleich standhÃ¤lt, d.h. nach Inhalt und

                               6 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2042/13%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%207b%20AS%208/06%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2037/08%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2037/08%20R


 

tatsÃ¤chlicher DurchfÃ¼hrung dem zwischen Fremden Ã�blichen entspricht (vgl.
BSG, Urteil vom 3.3.2009 â�� B 4 AS 37/08 R). Entscheidend ist daher letztlich
allein, ob die KlÃ¤ger im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum einer wirksamen und
nicht dauerhaft gestundeten Mietzinsforderung ausgesetzt waren. Das ist zur
Ã�berzeugung des Senats der Fall.

Unerheblich ist insoweit zunÃ¤chst, ob der Vermieter einer Untervermietung
zugestimmt hat. Eine wirksame Mietzinsforderung setzt zwar einen wirksamen
Untermietvertrag voraus, die Zustimmung des Vermieters zur Untervermietung ist
hierfÃ¼r aber nicht Voraussetzung. Zur nÃ¤heren BegrÃ¼ndung nimmt der Senat
insoweit gem. Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die GrÃ¼nde des angefochtenen
Gerichtsbescheids Bezug, denen er sich vollumfÃ¤nglich anschlieÃ�t.

Zur Ã�berzeugung des Senats, die insbesondere auf dem Eindruck beruht, den der
KlÃ¤ger zu 1. und der Zeuge I. in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht haben,
steht fest, dass der Zeuge I. die KlÃ¤ger nicht umsonst in der von ihm angemieteten
Wohnung wohnen lassen wollte. Der KlÃ¤ger zu 1. und der Zeuge haben
Ã¼bereinstimmend und plausibel geschildert, dass der Zeuge die Wohnung allein
nicht finanzieren konnte und sie ihm auch â�� gemessen an den fÃ¼r ihn und seine
Familie Ã¼blichen bisherigen VerhÃ¤ltnissen â�� groÃ� genug erschien, um die
KlÃ¤ger darin aufzunehmen. Es ist nachvollziehbar dargelegt worden, dass die
WohnverhÃ¤ltnisse der KlÃ¤ger zuvor prekÃ¤r waren und sowohl der KlÃ¤ger zu 1.
als auch der Zeuge bei der Anmietung der Wohnung in der B. das erste Mal mit
MietvertrÃ¤gen und den bei ihrem Abschluss Ã¼blichen Gepflogenheiten zu tun
hatten. Die vertraglich vereinbarte Untermiete entsprach mit 410,- Euro in etwa der
HÃ¤lfte der insgesamt anfallenden Kosten, ist also der HÃ¶he nach plausibel. Zur
Ã�berzeugung des Senats handelt es sich um einen echten Untermietvertrag und
nicht lediglich um ein ScheinmietverhÃ¤ltnis, das nur geschlossen wurde, um
Leistungen vom Beklagten zu erlangen.

Dass die tatsÃ¤chliche Umsetzung des MietverhÃ¤ltnisses nicht immer dem
Vereinbarten entsprach, steht dem nicht entgegen. Der Senat verkennt dabei nicht,
dass es in den Angaben, insbesondere zur Zahlung der Untermiete gewisse
Ungenauigkeiten bzw. WidersprÃ¼chlichkeiten gab. Diese mÃ¶gen aber zum einen
dem Umstand geschuldet sein, dass seit dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum inzwischen gut sechs Jahre vergangen sind und zum anderen auch daraus
resultieren, dass das UntermietverhÃ¤ltnis insgesamt dreieinhalb Jahre dauerte und
offensichtlich unterschiedliche Phasen durchlief, die in der Erinnerung nicht immer
klar auseinander zu halten sein mÃ¶gen. Keinerlei Unsicherheiten gab es aber in
den Aussagen des KlÃ¤gers zu 1. und des Zeugen bezÃ¼glich der bei Einzug in die
Wohnung getroffenen Absprachen. Ebenso ist beim Senat der feste Eindruck
entstanden, dass sich der KlÃ¤ger zu 1. und der Zeuge durchgÃ¤ngig sehr einig
darÃ¼ber waren, dass die Kosten der Wohnung grundsÃ¤tzlich geteilt werden
sollten. Aus den Schilderungen des KlÃ¤gers zu 1. und des Zeugen hat sich zudem
ergeben, dass die KlÃ¤ger durchaus in nicht unerheblichem Umfang Mietzahlungen
erbracht haben â�� wenn auch offenbar nicht immer in voller untermietvertraglich
geforderter HÃ¶he. Der KlÃ¤ger zu 1. hat deutlich zum Ausdruck gebracht und
glaubhaft geschildert, dass er sich dem Zeugen gegenÃ¼ber stets verpflichtet
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gesehen hat, Untermiete zu zahlen und ihm der Umstand, dass dies nicht immer
gelungen ist, durchaus zu schaffen macht. Konsequenterweise sieht er sich immer
noch in der Schuld des Zeugen. Dazu passt auch, dass er am Ende der
mÃ¼ndlichen Verhandlung (insoweit nicht protokolliert) angegeben hat, im Falle
seines Obsiegens das ihm dann auszuzahlende Geld zur Schuldenbegleichung an
den Zeugen weiterleiten zu wollen. Insgesamt sieht der Senat daher keinen Grund
fÃ¼r die Annahme, dass der Zeuge die KlÃ¤ger Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum
kostenlos in der Wohnung wohnen lassen wollte. Dass er aus der jedenfalls
zeitweise nur unzureichenden Untermietzahlung keine Konsequenzen gezogen hat,
steht dem nicht entgegen, sondern dÃ¼rfte der familiÃ¤ren Verbundenheit
geschuldet sein. Es handelt sich um eine vorÃ¼bergehende Stundung im Sinne
einer Nothilfe, die gerade wegen der NichtgewÃ¤hrung von Leistungen nach dem
SGB II erbracht wird und den Beklagten nicht von seiner Leistungsverpflichtung
entbindet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
oder 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 21.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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